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Abschnitt 2  

Jagdbezirke 

§ 10  

Eigenjagdbezirke 

(1) Zusammenhängende Grundflächen mit einer land-, forst- oder 

fischereiwirtschaftlich nutzbaren Fläche von mindestens 75 Hektar, die im Eigentum 

ein und derselben Person oder Personenmehrheit stehen, bilden einen 

Eigenjagdbezirk. 

(2) Die Landesgrenze unterbricht den Zusammenhang von Grundflächen, die nach 

Absatz 1 einen Eigenjagdbezirk bilden, nicht. Für den im Land Baden-Württemberg 

liegenden Teil eines Eigenjagdbezirks gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(3) Ist eine Personenmehrheit oder eine juristische Person Eigentümerin oder 

Nutznießerin eines Eigenjagdbezirks und wird die Jagd weder durch Verpachtung 

noch durch mit der Jagd beauftragte Personen oder durch anerkannte 

Wildtierschützerinnen oder anerkannte Wildtierschützer ausgeübt, so ist 

jagdausübungsberechtigt diejenige Person, die von der verfügungsberechtigten 

Person der unteren Jagdbehörde benannt wird. Die untere Jagdbehörde kann der 

verfügungsberechtigten Person hierzu eine angemessene Frist setzen. Wird 

innerhalb der Frist keine geeignete Person benannt, so kann die untere Jagdbehörde 

die zur Ausübung und zum Schutze der Jagd erforderlichen Anordnungen auf Kosten 

der verfügungsberechtigten Person treffen. Als jagdausübungsberechtigte Personen 

dürfen auf Jagdbezirken bis zu 250 Hektar nicht mehr als drei Personen und für jede 

weitere angefangene 100 Hektar je eine weitere Person zugelassen werden. 

(4) Ein Eigenjagdbezirk kann gemeinsam mit einem anderen Jagdbezirk Gegenstand 

desselben Jagdpachtvertrages sein, wenn zuvor die Eigentümerin oder der 

Eigentümer oder die nutznießende Person dieses Eigenjagdbezirkes gegenüber der 

unteren Jagdbehörde schriftlich die Zuordnung ihres Eigenjagdbezirkes zu dem 

anderen Jagdbezirk für die Dauer einer Pachtperiode erklärt und die 

Eigentümerinnen, Eigentümer und Jagdgenossenschaften des anderen Jagdbezirkes 

zustimmen. 



- 26 - 

 

 

(5) Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung Vorschriften über die Erklärung 

von vollständig eingefriedeten oder an der Bundesgrenze liegenden 

zusammenhängenden Grundflächen mit einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich 

nutzbaren Fläche von weniger als 75 Hektar zu Eigenjagdbezirken erlassen und die 

Jagdausübung in diesen Bezirken abweichend regeln. 

§ 11  

Gemeinschaftliche Jagdbezirke 

(1) Alle Grundflächen einer Gemeinde oder einer abgesonderten Gemarkung, die 

nicht zu einem Eigenjagdbezirk gehören, bilden einen gemeinschaftlichen 

Jagdbezirk, wenn sie im Zusammenhang mindestens 150 Hektar umfassen.  

(2) Die untere Jagdbehörde kann auf Antrag zusammenhängende Grundflächen, die 

zu verschiedenen Gemeinden gehören, im Übrigen aber den Anforderungen des 

Absatzes 1 genügen, zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk zusammenlegen. Sie 

hat dem Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 stattzugeben, wenn 

der Antrag von Grundstückseigentümerinnen oder Grundstückseigentümern gestellt 

wird, die zusammen über mehr als die Hälfte der zusammenhängenden 

Grundflächen verfügen. 

(3) Die untere Jagdbehörde kann auf Antrag die Bildung neuer selbständiger 

gemeinschaftlicher Jagdbezirke durch Teilung mindestens eines bestehenden 

gemeinschaftlichen Jagdbezirkes zulassen, wenn die Jagdgenossenschaft sie 

beschlossen hat, jeder Teil die Mindestgröße von 250 Hektar hat und auf jedem Teil 

eine den Erfordernissen der Jagdpflege entsprechende Jagdausübung möglich ist. 

Ein Unterschreiten der Mindestgröße von 250 Hektar bis zu einer Größe von 150 

Hektar kann die untere Jagdbehörde unter Berücksichtigung der Belange der 

Jagdpflege zulassen. 

(4) Sind Gemeinden verschiedener Landkreise oder Stadtkreise betroffen, 

entscheidet die nächsthöhere gemeinsame Jagdbehörde. 
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§ 12  

Gestaltung der Jagdbezirke 

(1) Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften und Eisenbahnkörper sowie 

ähnliche Flächen bilden, wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich allein eine 

ordnungsmäßige Jagdausübung nicht gestatten, keinen Jagdbezirk für sich, 

unterbrechen nicht den Zusammenhang eines Jagdbezirkes und stellen auch den 

Zusammenhang zur Bildung eines Jagdbezirkes zwischen getrennt liegenden 

Flächen nicht her. 

(2) Jagdbezirke können durch schriftliche Vereinbarung der Beteiligten 

(Jagdgenossenschaft, Eigenjagdbesitzerinnen, Eigenjagdbesitzer) abgerundet 

werden, indem sie Grundflächen abtrennen, angliedern oder austauschen. Die 

Vereinbarung bedarf der Genehmigung der unteren Jagdbehörde und wird erst mit 

deren Erteilung rechtswirksam; dies gilt auch für die Aufhebung und die Änderung 

einer Vereinbarung. 

(3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zustande, so kann die untere 

Jagdbehörde die Abrundung von Amts wegen vornehmen.  

(4) Abrundungen sind nur zulässig, wenn und soweit sie aus Erfordernissen der 

Jagdpflege und Jagdausübung notwendig sind und wenn dadurch nicht ein 

Jagdbezirk seine gesetzliche Mindestgröße verliert. Durch Abrundung soll die Größe 

der Jagdbezirke möglichst wenig verändert werden.  

(5) Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, hat die untere Jagdbehörde 

nach den Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung benachbarten 

Jagdbezirken anzugliedern. Werden diese Grundflächen vollständig von einem 

anderen Jagdbezirk umschlossen, sind sie Bestandteil dieses Jagdbezirks; Absatz 7 

gilt entsprechend. 

(6) In laufende Jagdpachtverträge darf nur mit Zustimmung der Vertragsparteien 

eingegriffen werden. Wird der Abrundung nicht zugestimmt, so tritt diese erst mit 

Beendigung des Jagdpachtvertrages der nicht zustimmenden Vertragspartei, bei 

mehreren nicht zustimmenden Vertragsparteien mit Beendigung des am längsten 

laufenden Jagdpachtvertrages der nicht zustimmenden Vertragsparteien in Kraft. Der 

Zustimmung bedarf es insoweit nicht, als Jagdpachtverträge vor ihrem Ablauf 
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verlängert oder neu abgeschlossen werden und im Zeitpunkt der Verlängerung oder 

des Neuabschlusses ein Abrundungsverfahren bereits anhängig und dies den 

Vertragsparteien bekanntgegeben ist. 

(7) Bei der Angliederung von Grundflächen an einen Eigenjagdbezirk hat dessen 

Inhaberin oder Inhaber an die Eigentümerin oder den Eigentümer der angegliederten 

Grundflächen jährlich im Voraus eine angemessene Entschädigung zu zahlen. 

(8) Erstreckt sich eine Abrundung auf das Gebiet mehrerer unterer Jagdbehörden 

und ist ein Einvernehmen der unteren Jagdbehörden nicht zu erzielen, so ist die 

nächsthöhere gemeinsame Jagdbehörde zuständig. Abrundungen über die 

Landesgrenze hinweg bedürfen unbeschadet der Zuständigkeit der unteren 

Jagdbehörde (Absätze 2 und 3) der Bestätigung der oberen Jagdbehörde. 

§ 13  

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd 

(1) Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, und in befriedeten 

Bezirken ruht die Jagdausübung.  

(2) Befriedete Bezirke sind 

1. Gebäude, die zum Aufenthalt von Menschen dienen, und Gebäude, die mit 

solchen Gebäuden räumlich zusammenhängen, 

2. Hofräume und Hausgärten, die unmittelbar an ein für den ständigen Aufenthalt 

von Menschen bestimmtes Wohngebäude anstoßen und durch irgendeine 

Umfriedung begrenzt oder sonst vollständig abgeschlossen sind, 

3. Friedhöfe und Bestattungswälder. 

(3) Die untere Jagdbehörde kann durch Anordnung ganz oder teilweise zu 

befriedeten Bezirken erklären 

1. öffentliche Anlagen und Grundflächen, die durch Einzäunung oder auf andere 

Weise gegen den Zutritt von Menschen abgeschlossen und deren Zugänge 

absperrbar sind,  
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2. Grundflächen im Gebiet eines Bebauungsplanes oder innerhalb der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile,  

3. öffentliche Parke und Grünflächen,  

4. Wildparke, Wildfarmen, Tiergärten und Tierparke, 

5. bewirtschaftete Anlagen der Teichwirtschaft und der Fischzucht,  

6. Gehege und ähnliche Einrichtungen nach § 34 des Landeswaldgesetzes sowie 

Tiergehege nach § 48 des Naturschutzgesetzes. 

(4) Die untere Jagdbehörde kann, unbeschadet der Befugnisse der 

jagdausübungsberechtigten Person nach Absatz 6, Eigentümerinnen, Eigentümern 

oder Nutzungsberechtigten von Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, oder den von 

ihnen Beauftragten die Ausübung der Jagd auf Wildkaninchen, Füchse und 

Steinmarder und die Aneignung der gefangenen oder erlegten Tiere für eine 

bestimmte Zeit auch ohne Jagdschein genehmigen, wenn die Empfängerin oder der 

Empfänger der Genehmigung im Falle einer Beschränkung auf die Fangjagd über 

einen Sachkundenachweis nach § 32 verfügt und bei Einbeziehung einer 

Jagdausübung mit Schusswaffen nach § 17 Absatz 1 Nummer 4 des 

Bundesjagdgesetzes ausreichend versichert ist. Die waffenrechtlichen Vorschriften 

bleiben unberührt. 

(5) Die untere Jagdbehörde kann in befriedeten Bezirken der 

jagdausübungsberechtigten Person oder der von dieser beauftragten Person 

bestimmte Jagdhandlungen unter Beschränkung auf bestimmte Wildtierarten und auf 

eine bestimmte Zeit gestatten, soweit dies aus Gründen der Abwehr von Gefahren 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder zur Abwehr von Gefahren durch 

Tierseuchen erforderlich ist. Die waffenrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

Das Aneignungsrecht hat die jagdausübungsberechtigte Person, der oder deren 

Beauftragten die Jagdhandlung gestattet wurde. 

(6) Krankgeschossenes oder aus sonstigen Gründen schwerkrankes Wild, das in 

Teile eines Jagdbezirks überwechselt, in denen die Jagd ruht oder in denen nur eine 

beschränkte Jagdausübung gestattet ist, oder sich dort befindet, darf auch dort 

bejagt werden. Dies gilt nicht für Gebäude, die zum Aufenthalt von Menschen 
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dienen. Der jagdausübungsberechtigten Person steht das Aneignungsrecht zu. Die 

Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer oder die 

nutzungsberechtigte Person ist unverzüglich zu benachrichtigen; diese Personen 

sind zur Herausgabe des Wildes verpflichtet. 

§ 14  

Befriedung von Grundflächen aus ethischen Gründen 

(1) Grundflächen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören und im 

Eigentum einer natürlichen Person oder einer juristischen Person stehen, sind auf 

Antrag der Person zu befriedeten Bezirken zu erklären (Befriedung), wenn die 

Person glaubhaft macht, dass sie die Jagdausübung aus ethischen Gründen ablehnt. 

Eine Befriedung ist zu versagen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 

ein Ruhen der Jagd auf der vom Antrag umfassten Fläche bezogen auf den 

gesamten jeweiligen Jagdbezirk die Belange  

1. der Erhaltung eines artenreichen und gesunden Wildbestandes sowie der Pflege 

und Sicherung seiner Lebensgrundlagen,  

2. des Schutzes der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft vor übermäßigen 

Wildschäden,  

3. des Naturschutzes, der Landschaftspflege oder des Tierschutzes,  

4. des Schutzes vor Tierseuchen oder der Seuchenhygiene, 

5. der Gewährleistung der Sicherheit des Verkehrs auf öffentlichen Verkehrswegen 

oder der Abwendung sonstiger Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung  

gefährdet. 

Ethische Gründe nach Satz 1 liegen insbesondere nicht vor, wenn die 

antragstellende Person 

1. selbst die Jagd ausübt oder die Ausübung der Jagd durch Dritte auf einem ihr 

gehörenden Grundstück duldet oder  
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2. zum Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung einen Jagdschein gelöst oder 

beantragt hat.  

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der unteren Jagdbehörde zu 

stellen. Der Entscheidung über den Antrag hat neben der Anhörung der 

antragstellenden Person eine Anhörung der Jagdgenossenschaft, des Jagdpächters 

oder der Jagdpächterin, angrenzender Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümer, des Jagdbeirats sowie der Träger öffentlicher Belange 

vorauszugehen. Die untere Jagdbehörde kann zur Glaubhaftmachung des 

Umstands, dass die Person die Jagdausübung aus ethischen Gründen ablehnt, eine 

Versicherung an Eides statt verlangen und abnehmen.  

(2) Die Befriedung soll mit Wirkung zum Ende des Jagdjahres erfolgen, in dem über 

den Antrag entschieden wird. Sofern dies der Jagdgenossenschaft unter Abwägung 

mit den schutzwürdigen Belangen der Antragstellerin oder des Antragstellers nicht 

zuzumuten ist, kann die untere Jagdbehörde einen späteren Zeitpunkt, der jedoch 

nicht nach dem Ende des betreffenden Jagdpachtvertrages liegt, bestimmen.  

(3) Soweit dies zur Wahrung der Belange nach Absatz 1 Satz 2 erforderlich ist, kann 

die Befriedung räumlich auf einen Teil der Antragsfläche, zeitlich sowie dahingehend 

beschränkt werden, dass eine nach Art und Umfang bestimmte Jagdausübung, 

insbesondere Bewegungsjagden, durch die Jagdausübungsberechtigten des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirks auf der befriedeten Fläche zu dulden sind. 

(4) Die Befriedung erlischt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 drei Monate nach 

Übergang des Eigentums an der befriedeten Grundfläche auf eine dritte Person. 

Stellt die dritte Person während des Laufs der Frist nach Satz 1 einen Antrag auf 

erneute Befriedung, so erlischt die bestehende Befriedung mit dem Wirksamwerden 

der behördlichen Entscheidung über den Antrag. Verzichtet die dritte Person vor 

Ablauf der Frist nach Satz 1 auf einen Antrag auf erneute Befriedung, so erlischt die 

bestehende Befriedung mit dem Zugang der Verzichtserklärung bei der unteren 

Jagdehörde. Die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer hat den 

Eigentumswechsel der unteren Jagdbeehörde anzuzeigen. Die Befriedung ist zu 

widerrufen, wenn  

1. die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer schriftlich gegenüber der 

unteren Jagdbehörde den Verzicht auf die Befriedung erklärt, oder  
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2. die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer die Jagd ausübt, einen 

Jagdschein löst oder die Ausübung der Jagd durch Dritte auf einem ihr oder ihm 

gehörenden Grundstück duldet.  

Die Befriedung ist in der Regel zu widerrufen, wenn Tatsachen bekannt werden, die 

den Anspruch auf Erklärung zum befriedeten Bezirk entfallen lassen. Die Befriedung 

ist unter den Vorbehalt des Widerrufs zu stellen für den Fall, dass ein oder mehrere 

weitere begründete Anträge auf Befriedung in demselben Jagdbezirk gestellt werden 

und nicht allen Anträgen insgesamt ohne Gefährdung der Belange nach Absatz 1 

Satz 2 stattgegeben werden kann.  

(5) Die untere Jagdbehörde kann eine beschränkte Jagdausübung auf den 

befriedeten Grundflächen anordnen, soweit dies zur Vermeidung übermäßiger 

Wildschäden, der Gefahr von Tierseuchen, aus Gründen des Naturschutzes, der 

Landschaftspflege oder des Tierschutzes, der Seuchenhygiene, der Gewährleistung 

der Sicherheit des Verkehrs auf öffentlichen Verkehrswegen oder der Abwendung 

sonstiger Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. 

Widerspruch und Klage gegen die Anordnung haben keine aufschiebende Wirkung. 

Kommt die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer der Anordnung nicht nach, 

so kann die untere Jagdbehörde für deren oder dessen Rechnung die Jagd ausüben 

lassen.  

(6) Den Ersatz für Wildschäden an Grundstücken, die zum gemeinschaftlichen 

Jagdbezirk gehören, hat die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer der 

befriedeten Grundfläche nach dem Verhältnis des Flächenanteils ihrer oder seiner 

Grundfläche an der bejagbaren Gesamtfläche des gemeinschaftlichen Jagdbezirks 

anteilig zu tragen. Dies gilt nicht, sofern die schädigenden Wildtiere auf der 

befriedeten Grundfläche nicht vorkommen oder der Schaden auch ohne die 

Befriedung der Grundfläche eingetreten wäre. 

(7) Die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer der befriedeten Fläche und die 

zur Nutzung der befriedeten Fläche berechtigte Person haben keinen Anspruch auf 

Ersatz von Wildschäden. Die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer und die 

zur Nutzung der befriedeten Fläche berechtigte Person haben auf der befriedeten 

Grundfläche die Maßnahmen der jagdausübungsberechtigten Personen des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirks zur Erfüllung ihrer Verpflichtung nach § 43 im 

Rahmen des geltenden Rechts und soweit erforderlich zu dulden. 



- 33 - 

 

 

(8) Die Grundsätze der Wildfolge sind im Verhältnis des gemeinschaftlichen 

Jagdbezirks zu der nach Absatz 1 befriedeten Grundfläche entsprechend 

anzuwenden. Einer Vereinbarung nach § 38 bedarf es nicht. Der Grundeigentümer 

des befriedeten Grundstücks ist über die Notwendigkeit der Wildfolge, soweit 

Belange des Tierschutzes nicht entgegenstehen bereits vor Beginn der Wildfolge, 

unverzüglich in Kenntnis zu setzen.  

(9) Das Recht zur Aneignung von Wildtieren steht in den Fällen der nach Absatz 3 

und 5 behördlich angeordneten Jagd und der Wildfolge nach Absatz 8 der 

jagdausübungsberechtigten Person des Jagdbezirks oder der zur Jagd beauftragten 

Person zu.  

(10) Die Absätze 1 bis 9 sind auf Grundflächen, die einem Eigenjagdbezirk kraft 

Gesetzes oder auf Grund behördlicher Entscheidung angegliedert sind, 

entsprechend anzuwenden. 

§ 15  

Jagdgenossenschaft 

(1) Die Eigentümerinnen und Eigentümer der Grundflächen, die zu einem 

gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören, bilden eine Jagdgenossenschaft. 

Eigentümerinnen und Eigentümer von Grundflächen, auf denen die Jagd nicht 

ausgeübt werden darf, gehören der Jagdgenossenschaft nicht an. 

(2) Die Jagdgenossenschaft ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie steht 

unter der Aufsicht des Staates; die Aufsicht wird von der unteren Jagdbehörde 

ausgeübt. Der Aufsichtsbehörde stehen gegenüber der Jagdgenossenschaft die 

gleichen Befugnisse zu, wie sie den Rechtsaufsichtbehörden gegenüber den 

Gemeinden nach Maßgabe der Bestimmungen der Gemeindeordnung zustehen. 

(3) Die Jagdgenossenschaft wird durch den Jagdvorstand gerichtlich und 

außergerichtlich vertreten. Der Jagdvorstand ist von der Jagdgenossenschaft zu 

wählen. Solange die Jagdgenossenschaft keinen Jagdvorstand gewählt hat, werden 

die Geschäfte des Jagdvorstandes auf Kosten der Jagdgenossenschaft vom 

Gemeinderat wahrgenommen.  
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(4) Die Jagdgenossenschaft hat eine Satzung aufzustellen, die der Genehmigung der 

unteren Jagdbehörde bedarf. Das Ministerium kann im Einvernehmen mit dem 

Innenministerium durch Rechtsverordnung Mindestforderungen für die Satzungen 

aufstellen, Vorschriften über die Einberufung, Bekanntgabe und Durchführung der 

Versammlung der Jagdgenossenschaft erlassen und das Verfahren bei der 

Verpachtung gemeinschaftlicher Jagdbezirke regeln. Kommt die 

Jagdgenossenschaft der Aufforderung der unteren Jagdbehörde zur Aufstellung 

einer Satzung nicht innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist nach, so kann die 

untere Jagdbehörde eine Satzung für die Jagdgenossenschaft erlassen. Vor 

Neuverpachtungen und Verlängerungen der Pachtverträge ist die 

Jagdgenossenschaft zur Beschlussfassung einzuberufen. 

(5) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen sowohl der Mehrheit der 

anwesenden und vertretenen Jagdgenossen, als auch der Mehrheit der bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundfläche. Für Wahlen kann die Satzung 

abweichend von Satz 1 bestimmen, dass ein Beschluss nur der Mehrheit der 

anwesenden und vertretenen Mitglieder der Jagdgenossenschaft bedarf. Bei 

Abstimmungen über Verpachtungen ist das Mitglied der Jagdgenossenschaft, das 

sich um die Pacht bewirbt, stimmberechtigt. 

(6) Die Jagdgenossenschaft kann für ihren durch sonstige Einnahmen nicht 

gedeckten Finanzbedarf Umlagen von ihren Mitgliedern erheben. Umlagen der 

Jagdgenossenschaft können wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

(7) Durch Beschluss der Jagdgenossenschaft kann die Verwaltung der 

Jagdgenossenschaft befristet, längstens für die Dauer der gesetzlichen 

Mindestpachtzeit, dem Gemeinderat mit dessen Zustimmung übertragen werden. Die 

Kosten der Geschäftsführung trägt die Jagdgenossenschaft. 

(8) Für gemeinschaftliche Jagdbezirke nach § 11 Absatz 2 kann der Jagdvorstand, 

vorbehaltlich der Wahl durch die Jagdgenossenschaft, von der unteren Jagdbehörde 

bestimmt werden. 
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§ 16  

Jagdnutzung durch die Jagdgenossenschaft 

(1) Die Jagdgenossenschaft kann das Recht zur Ausübung der Jagd verpachten 

oder die Jagd für eigene Rechnung durch angestellte oder sonst beauftragte 

Jägerinnen und Jäger ausüben lassen. Die Jagdgenossenschaft kann die 

Verpachtung auf den Kreis ihrer Mitglieder beschränken. Für beauftragte Jägerinnen 

und Jäger gelten die Bestimmungen des § 17 Absatz 3 und 5 sowie des § 19 

Absatz 1 entsprechend. Mit Zustimmung der unteren Jagdbehörde kann die 

Jagdgenossenschaft die Jagd ruhen lassen. 

(2) Die Jagdgenossenschaft beschließt über die Verwendung des Reinertrages der 

Jagdnutzung. Beschließt die Jagdgenossenschaft, den Reinertrag nicht an ihre 

Mitglieder nach dem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer beteiligten Grundflächen zu 

verteilen, so kann jedes Mitglied der Jagdgenossenschaft, das dem Beschluss nicht 

zugestimmt hat, die Auszahlung seines Anteils verlangen. Der Anspruch entsteht 

jeweils für das abgelaufene Jagdjahr mit dessen Ende. Er erlischt, wenn er bis zum 

Ablauf eines Monats nach Beginn des neuen Jagdjahres oder nach 

Bekanntmachung der Beschlussfassung nicht schriftlich oder mündlich zu Protokoll 

des Jagdvorstandes geltend gemacht wird. 

  


